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Antrag 
 
 
der Fraktion der SPD  
 
 
 
Landesregierung bricht Versprechen von Stabilität und Verlässlichkeit für Kitas und 
Kindertagespflege: Das „Schlechte-Kita-Gesetz“ stoppen! 
 
 
I. Ausgangslage  
 
35.709 Mal1 meldeten die Kitas im Jahr 2025 eine personelle Unterbesetzung. Die Pressel-
andschaft in NRW zeigte zu Beginn des Februars eine deutliche Tendenz in ihrer Berichter-
stattung. Kitas müssen Einschränkungen vornehmen. Eltern müssen auf Betreuung verzichten 
und Kinder bleiben ohne frühkindliche Bildung. Kitas mit bis zu 60 Kindern können laut Perso-
nalverordnung geöffnet bleiben, wenn im Kita-Team noch eine einzige Fachkraft vorhanden 
ist. Von solchen Maßnahmen der Landesregierung nehmen die Träger vor Ort aber in der 
Regel Abstand.2  
 
Die Antwort auf Einschränkungen der Betreuungszeiten und vorübergehende Kita-Schließun-
gen ist nicht Qualitätsabbau auf breiter Front, wie es die aktuell geplante KiBiz-Revision er-
möglicht. Stattdessen braucht es gezielte und kurzfristige Unterstützung des Systems in 
akuten Krisensituationen und eine wirkliche Fachkraftoffensive zur langfristigen Stabilisierung 
kindgerechter Betreuungsrelationen. Auf beides verzichtet die Landesregierung. Dabei gibt es 
in Nordrhein-Westfalen und darüber hinaus gute Beispiele, wie durch eine Unterstützung der 
Einrichtungen in Situationen des akuten Personalmangels, Unterstützung gewährt werden 
kann.  
 
Die Stadt Velbert hat sich hier auf den Weg gemacht und einen kommunalen Vertretungspool 
aufgebaut, um krankheitsbedingte Ausfälle minimieren zu können. Deshalb hat die Stadt einen 
Pool mit vier Personen, die gezielt eingesetzt werden können, wenn die regulären Maßnahmen 
bei Krankheitsfällen ausgeschöpft sind.  
 
In Erkelenz gibt es ebenfalls einen Springerpool bei Krankheit. Dort gibt es acht Springerkräfte 
für 15 städtische Kitas. Diese Springerkräfte sind grundsätzlich einer Stammkita zugeordnet. 
Derartige Vertretungspools sollten landesweit, vorzugsweise getragen durch das örtliche Ju-
gendamt, ermöglicht werden. Zur finanziellen Unterstützung könnte der § 48 des KiBiz zur 
Flexibilisierung der Betreuungszeiten angepasst werden, dessen Mittel noch immer zu häufig 
ungenutzt bleiben. In Zeiten, in denen die Springer weniger genutzt werden, weil ausreichend 
Personal vorhanden ist, wäre es sinnvoll, diese Ressourcen gezielt für die qualitative 

 
1 https://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV18-4751.pdf 
2 Vgl. https://rp-online.de/nrw/landespolitik/die-ausnahmeregelung-die-eigentlich-gar-nicht-akzeptiert-
wird-soll-zur-regel-werden_aid-143295549 
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Weiterentwicklung zu nutzen und den Fachkräften vor Ort Weiterbildung zu ermöglichen, weil 
diese durch einen Springer abgesichert wäre. 
 
Wer Personal entlastet, stabilisiert das System 
 
Das Kita-System ist in Krankheitswellen besonders anfällig. Deprofessionalisierung ist eine 
falsche Antwort. Vielmehr müssen Fachkräfte neben der Etablierung von Springerpools durch 
Unterstützungskräfte und multiprofessionelle Teams entlastet statt ersetzt werden. Das Sys-
tem der Kita-Helfer hat sich hierbei als besonders gewinnbringend erwiesen. Die übergroße 
Mehrheit der Einrichtungen nutzt heute Kita-Helfer. Durch die schwarz-grüne KiBiz-Revision 
wird dies vielen Kitas in Zukunft nicht mehr möglich sein. Durch die Integration des Kita-Helfer-
Programms in die Kindpauschale wird jede Kita, die weniger als 4 Gruppen hat, künftig weniger 
Mittel für Kita-Helfer zur Verfügung haben. Damit sind aktuell mindestens 6.168 Kitas betrof-
fen. Auch in Zukunft braucht es eine zweckgebundene Mindestförderung für Kita-Helfer, damit 
Beschäftigte in allen Einrichtungen von der Entlastung profitieren können.  
 
Der Gesetzentwurf schafft in § 26 die Möglichkeit, die Gruppengrößen um 4 bzw. 3 Kinder 
auszuweiten. Damit wird es künftig möglich, dass eine Fachkraft und eine Ergänzungskraft 
künftig 29 Kinder gleichzeitig betreuen. Bei Kindern unter drei Jahren ist ein Anwachsen der 
Gruppen von 10 auf 13 Kinder möglich. Das erhöht den Stress für Kinder und Beschäftigte. 
Der Krankenstand wird sich so weiter erhöhen statt zurückgehen. Die Stadt Dormagen geht 
einen anderen Weg und setzt in städtischen Kitas auf weniger Kinder und mehr Erzieherinnen 
und Erzieher in den Gruppen. Hier soll so krankheitsbedingten Ausfällen entgegengewirkt wer-
den. Kommunale Auswertungen zeigen, die kleineren Gruppen haben Effekte auf das Wohl-
befinden der Beschäftigten und tragen so zur Stärkung der Stabilität und der Qualität in den 
Kitas in Dormagen bei. Der sich abzeichnende Geburtenrückgang sollte zur Senkung der 
Gruppenstärkung genutzt werden. Eine Stabilisierung des Systems würde nicht durch die An-
hebung von Gruppengrößen, sondern durch eine einrichtungsbasierte Sockelfinanzierung er-
möglicht. Dies ermöglicht einen Qualitätsausbau statt Qualitätseinschränkungen. 
 
Kern- und Randzeiten gefährden Stabilität und verlässliche Beziehungen 
 
Kinder brauchen Stabilität und Verlässlichkeit in ihren Bindungen. Das ist eine Grundvoraus-
setzung für gelingende frühkindliche Bildung. Gleiches gilt für die Bildungs- und Erziehungs-
partnerschaft von Eltern und Kita. Durch die Ermöglichung von unterschiedlichen personellen 
Standards in Kern- und Randzeiten erreicht aber Landesregierung aber das Gegenteil. Gerade 
in den Bring- und Abholphasen ist ein Austausch mit Fachpersonal für Eltern die einzige Mög-
lichkeit schnell und informell über den Tag des Kindes informiert zu werden und andersherum 
auch wesentliche Infos über das Leben in der Familie und mögliche Schwierigkeiten auszu-
tauschen. Insbesondere in der sensiblen Phase beim Abschied von den Eltern oder der Tren-
nung von den Freundinnen und Freunden in der Kita, steht dann das Fachpersonal nicht mehr 
zur Verfügung.  
 
Das Kindeswohl muss die entscheidende Richtschnur für die Personalausstattung bleiben. 
Dies sehen viele Einrichtungen nicht mehr gewährleistet, wenn in den Gruppen keine Fach-
kraft mehr zugegen sein muss. Dies zeigt sich an der ausbleibenden Nutzung des Paragra-
phen 15 der Personalverordnung. Lediglich 17 von mehr als 10.700 Kitas haben im gesamten 
Jahr 2025 die Möglichkeit genutzt, mit nur einer Fachkraft in der Einrichtung bis zu 60 Kinder 
zu betreuen. Das zeigt, dass ein derartiger Qualitätsabbau nicht die Lösung ist. Gleichwohl 
plant die Landesregierung die Ausnahme zur gesetzlichen Regel zu machen, indem außer in 
einer fünfstündigen Kernzeit auf den Einsatz von Fachkräften verzichtet werden kann.  
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Das ist vor dem Hintergrund der gestiegenen Anforderungen an gelingenden Kinderschutz in 
unseren Einrichtungen ein Irrweg. Kinderschutz braucht verlässliche pädagogische Begleitung 
über den gesamten Tag hinweg. Ansonsten besteht die Gefahr, dass sich Meldewege verlän-
gern und Kinderschutzbedarfe unerkannt bleiben. 
 
Die Zahl der gemeldeten Gewalt- und Missbrauchsvorfälle in nordrhein-westfälischen Kitas ist 
in den vergangenen Jahren drastisch gestiegen. Wurden im Jahr 2022 noch 1.027 Fälle von 
Gewalt in Kitas gemeldet, sind die Zahlen im Jahr 2025 auf 4.718 Meldungen angewachsen.3 
Konsequente Dokumentation, enges Monitoring und fachliche Beratung schaffen Transparenz 
und ermöglichen rechtzeitige Intervention. Doch diese Strukturen geraten unter Druck, wenn 
Gruppen immer größer werden. Die geplante Zulassung von Kita-Gruppen mit bis zu 29 Kin-
dern verspricht nicht nur aus Qualitäts-, sondern auch aus Kinderschutzgründen weniger Sta-
bilität und Verlässlichkeit.  
 
Stärkung der frühkindlichen Bildung statt Aushöhlung der Kernkompetenzen 
 
Der Ansatz der Landesregierung zielt auf eine Entwertung der Kita als Bildungsort. Das zeigt 
sich zum einen im Umgang mit dem Begriff der frühkindlichen Bildung und dem Verständnis 
vom Kind als Subjekt. Kinder lernen ganzheitlich und vor allem alltagsintegriert durch Imitation, 
Exploration und Interaktion mit Peers oder Erwachsenen. Diese Zeiten in der Kita definieren 
zu wollen, verkehrt die Bedeutung der frühkindlichen Bildung. Denn Entwicklungsprozesse, 
Lernen und Bildung lassen sich hier eben nicht in ein Stundenraster packen und von außen 
definieren. Dabei negiert die Landesregierung auch die empirisch nachgewiesenen Effekte der 
frühkindlichen Bildung für mehr Chancengleichheit. Durch die gezielte Aushöhlung der früh-
kindlichen Bildung durch die skizzierte Sparpolitik und das Beschwören von festen Bildungs-
zeiten und die Herabsetzung der Sprachbildungs- und -förderkompetenzen der frühkindlichen 
Bildung im Gesetzentwurf zu den ABC-Klassen wirkt das Handeln der Landesregierung ins-
gesamt wie eine Abwicklung der frühkindlichen Bildung zu einer Verwahrung bis zum Schul-
eintritt. Statt die Potentiale und Orte zu nutzen, die es bereits gibt, werden so neue Säulen 
aufgebaut, die Kindern und Eltern nicht gerecht werden und die Profession von Erzieherinnen 
und Erziehern wird so unterminiert. Dazu passt dann auch, dass der Fachkräftemangel auch 
kurz vor Ende der Legislaturperiode als Marathon beschrieben wird, die Landeregierung mit 
ihren Maßnahmen aber noch nicht einmal die Startlinie überschritten hat. Das System, dass 
die Regierung Wüst hier skizziert, wird für Beschäftigte so nicht attraktiver. Dabei werden diese 
mit Blick auf die anstehenden Herausforderungen in der Umsetzung weiterer Rechtsansprü-
che der Kinder und den besonderen Förderbedarfen immer mehr benötigt. 
 
Spürbare Entlastung statt Steuerung durch Gebühren 
 
Die Landesregierung spricht in Zusammenhang mit der Einführung von Buchungsoptionen in 
Fünferschritten ausdrücklich davon, dass Eltern dadurch „entlastet“ würden. Eine finanzielle 
Entlastung tritt für Eltern ausschließlich dann ein, wenn sie kürzere Betreuungszeiten wählen 
und dadurch ihre Belastung durch Kita-Gebühren sinkt. Die Landesregierung setzt also mit der 
Reform ausdrücklich auf eine Steuerungswirkung durch Kita-Gebühren. Nicht der Bedarf des 
Kindes nach Bildung, Betreuung und Erziehung in Kitas steht dabei im Mittelpunkt, sondern 
die Finanzsituation der Eltern. Für viele berufstätige Familien wird das zur Folge haben, ihren 
beruflichen und familiären Alltag in kürzere Buchungszeiten zu pressen, um angesichts stei-
gender Lebenshaltungskosten zumindest bei den Kita-Gebühren sparen zu können. Auf Kante 
genähte Zeittaktungen werden den Stress für Kinder und Eltern erhöhen, statt Verlässlichkeit 
und Stabilität herzustellen. 
 

 
3 Vgl. https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-17512.pdf 
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Gebührendruck als Marker für Bildungsbeteiligung 
 
Gebührendruck darf aber kein relevantes Kriterium für die Entscheidung sein, wie lange ein 
Kind Zeit in Kita oder Kindertagespflege verbringt. Beim Blick auf die Gebührentabellen in 
Nordrhein-Westfalen ist aber das genaue Gegenteil der Fall. In 186 Jugendämtern Nordrhein-
Westfalens gibt es 187 unterschiedliche Gebührensatzungen. Eine aktuelle Studie4 zeigt: 
Wenn eine Familie in die Nachbarstadt zieht, kann sie bereits mit höheren Elternbeiträgen von 
mehreren hundert Euro im Monat konfrontiert sein. Während in Düren, Monheim, Schmallen-
berg oder Gelsenkirchen die vollständige Gebührenfreiheit eingeführt wurde, zahlen Familien 
in der höchsten Einkommensstufe in Bad Honnef jährlich 12.372 Euro (1.031 im Monat), in der 
Stadt Kleve 13.944 Euro im Jahr (1.162 Euro monatlich) und in Bergisch Gladbach sogar 
14.640 Euro jährlich (1.220 Euro im Monat) für die Betreuung eines unterdreijährigen Kindes. 
 
Ab welchem Einkommen Gebühren in Nordrhein-Westfalen erhoben werden, gestaltet sich im 
Land ebenfalls sehr unterschiedlich. Im Ruhrgebiet hat Mühlheim an der Ruhr den niedrigsten 
Freibetrag mit 12.272 Euro. In Mönchengladbach am Niederrhein geht es ebenfalls bei dieser 
Summe los, während die Grenze im Mittelrhein bei 18.001 Euro in Hürth liegt. In Ostwestfalen-
Lippe startet die Beitragspflicht in Bad Salzuflen bei 20.001 Euro. Insgesamt haben sich die 
regionalen Unterschiede bei den Kita-Gebühren in den vergangenen zehn Jahren erhöht. 
 
Eine alleinerziehende Mutter mit einem Brutto-Jahreseinkommen von 43.050 Euro zahlt in 
Nordrhein-Westfalen zwischen 0 Euro und 330 Euro in Werne (jährlich 3.960 Euro), 334 Euro 
in Lage (4.008 Euro im Jahr) und 343 Euro in Selm (4.116 Euro im Jahr) für einen U2/U3-Platz 
von 45 Stunden. Nicht nur in diesen Orten werden alleinerziehende Mütter abwägen müssen, 
aus finanziellen Gründen kürzere Betreuungszeiten zu wählen. Was als größerer Entschei-
dungsspielraum verkauft wird, erweist sich in solchen Zusammenhängen als ökonomische 
Zwangslage. 
 
Auch bei einem Familieneinkommen von 75.000 Euro zeigen sich im Land enorme Unter-
schiede. In Dülmen und Ibbenbüren zahlen Familien in diesem Einkommensbereich für einen 
Ü2/Ü3-Ganztagsplatz 512 Euro bzw. 513 Euro im Monat (6.144 Euro bzw. 6.156 Euro jährlich), 
im Kreis und der Stadt Coesfeld sind es sogar 524 Euro monatlich oder 6.288 Euro im Jahr. 
Demgegenüber stehen die gebührenfreien Jugendamtsbezirke oder die Städte Hamm und 
Bergkamen, die 77 Euro bzw. 82 Euro im Monat verlangen. Wie hoch die Gebührenbelastung 
für Familien ist und damit auch wie groß die tatsächliche Wahlfreiheit bei den Buchungszeiten-
modellen, erweist sich in Nordrhein-Westfalen immer mehr als Glückssache. 
 
Beitragsbefreiung als Wahlversprechen  
 
Ursprünglich hatten CDU und Grüne in ihrem Koalitionsvertrag versprochen, Familien durch 
ein drittes beitragsfreies Kita-Jahr zu entlasten. Die Regierung ist nicht nur von diesem Ver-
sprechen abgerückt, viel mehr sind Gebühren aktuell ein willkommenes Steuerungsinstru-
ment, um die Buchungszeiten zu reduzieren und dadurch Einspareffekte zu erzielen. Land und 
Kommunen sollen dadurch entlastet werden. Wird in Zukunft für lediglich jedes fünfte Kind 
eine kürzere Buchungszeit gewählt, wird dadurch dem Kita-System an sich mehr Geld entzo-
gen, als den Trägern durch den bis zur nächsten Reform befristeten Zuschuss zu den Trans-
formationskosten als Ausgleich gewährt wird. Eine solche Sparlogik ist allerdings das Gegen-
teil von Stabilität und Verlässlichkeit. Sie entspricht eher einer Verwüstung der Kita-Land-
schaft. 

 
4 https://www.forschungsverbund.tu-dortmund.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/Forschungsfel-
der/Kindertagesbetreuung/Kindertagesbetreuung_NRW/Elternbeitraege_fuer_die_Betreuung_in_Kin-
dertageseinrichtungen_in_NRW_alt.pdf 
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Destabilisierung der Kindertagespflege verhindern 
 
In der Debatte um die KiBiz-Revision hat die Kindertagespflege bisher keinen hohen Stellen-
wert eingenommen, dabei trägt sie sehr viel dazu bei, dass der Rechtsanspruch auf Bildung 
und Betreuung ab vollendetem erstem Lebensjahr des Kindes erfüllt werden kann und das 
Wahlrecht der Eltern unberührt bleibt. Dies gilt besonders für die frühen Phasen, da viele Eltern 
sich hier vor allem die familienähnlichen Settings wünschen.  
 
Zwischen 2021 bis 2025 haben 1361 Kindertagespflegepersonen in Nordrhein-Westfalen ihre 
Tätigkeit aufgegeben. Das sind etwa 9 Prozent. Noch immer werden jedoch mehr als 58.000 
Kinder durch Tagespflegepersonen betreut.5 Die Gründe für den Rückgang an Kindertages-
pflegepersonen sind vielschichtig. Während etwa der demographische Rückgang an Kindern 
oder ein geändertes Wahlverhalten der Eltern nicht unmittelbar durch den Landesgesetzgeber 
gestaltet werden kann, sind wirtschaftliche Gründe durchaus im Kinderbildungsgesetz zu be-
einflussen. So kommt die von der Landesregierung in Auftrag gegebene Prognos-Studie zur 
Kindertagespflege zu dem Schluss, dass die Umsetzung der gesetzlichen Regelungen in den 
Jugendämtern einem „Flickenteppich“6 gleicht. Das hat konkrete Unsicherheiten zur Folge: 
Das Netzwerk Kindertagespflege hat festgestellt, dass in etwa 46 Prozent der ausgewerteten 
Jugendämter Verstöße gegen § 24 KiBiz vorliegen. Unter der schwarz-grünen Landesregie-
rung sei eine Prüfung, ob die Vorgaben eingehalten würden, jedoch nicht erfolgt.7  
 
Um eine vergleichbare Qualität zu gewährleisten und die Kindertagespflege dauerhaft im Sys-
tem halten zu können, muss diese Haltung überdacht werden. Die gesetzlichen Vorgaben 
müssen klarer gefasst und überprüft werden. Stattdessen will die Landesregierung mit dem 
Entwurf der KiBiz-Revision die Kindertagespflegepersonen bei Unstimmigkeiten mit den örtli-
chen Jugendämtern ohne eine klärende Instanz im Regen stehen lassen. Zukünftig soll das 
Jugendamt eigenständig die rechtsverbindliche Verwendung der Landesmittel versichern, eine 
Prüfung findet nicht mehr statt. Gerade, bei einem solchen Vorgehen, benötigen die Kinderta-
gespflegepersonen Schlichtungsstellen, die als unabhängige Instanz unklare Gesetzesausle-
gungen im Dialog mit den Jugendämtern aufklären können. Die Landesjugendämter erschei-
nen dazu befähigt, müssen diese Rolle aber eindeutig zugesprochen bekommen. Der Aufwand 
würde durch klare gesetzliche Formulierungen verringert.  
 
Dazu gehört insbesondere die Frage der Dynamisierung der laufenden Geldleistung, die laut 
Prognos-Studie in einzelnen Jugendämtern nur um 8 bzw. 10 Cent angepasst wird.8 In den 
Jugendamtsbezirken, die sich an der allgemeinen KiBiz-Dynamisierungsrate orientieren, droht 
für das System der Kindertagespflege im kommenden Kita-Jahr erstmals eine Reduzierung 
der Leistungen. Anders als für Kitas ist seitens des Landes für die rückläufige KiBiz-Dynami-
sierung keinerlei Kompensation angedacht. Das passt in die Klage der Kommunalen Spitzen-
verbände, dass die Kindertagespflege landesseitig endlich angemessen finanziert werden 
müsse. 9  
 
Schon heute gestalten sich die Übergänge vom System der Kindertagespflege in die Kita oft-
mals als wenig vorherseh- und gestaltbar für die Kindertagespflegepersonen. Gleichwohl sind 
beide Systeme als kommunizierende Röhren zu betrachten. Eine Bedarfsplanung in der 

 
5 Vgl. https://statistik.nrw/gesellschaft-und-staat/bildung-und-kultur/kindertagesbetreuung/kinder-und-
taetige-personen 
6 https://www.prognos.com/sites/default/files/2024-04/Abschlussbericht%20V4_Evaluation%20Kinder-
tagespflege%20NRW.pdf, S. 55. 
7 Vgl. https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMST18-3448.pdf 
8 https://www.prognos.com/sites/default/files/2024-04/Abschlussbericht%20V4_Evaluation%20Kinder-
tagespflege%20NRW.pdf, S. 32. 
9 Vgl. https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMST18-1763.pdf, S. 3. 

https://www.prognos.com/sites/default/files/2024-04/Abschlussbericht%20V4_Evaluation%20Kindertagespflege%20NRW.pdf
https://www.prognos.com/sites/default/files/2024-04/Abschlussbericht%20V4_Evaluation%20Kindertagespflege%20NRW.pdf
https://www.prognos.com/sites/default/files/2024-04/Abschlussbericht%20V4_Evaluation%20Kindertagespflege%20NRW.pdf
https://www.prognos.com/sites/default/files/2024-04/Abschlussbericht%20V4_Evaluation%20Kindertagespflege%20NRW.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMST18-1763.pdf
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Jugendhilfe und ein Monitoring der Bildungsverläufe von Kindern kann hier die gezielte Steu-
erung vereinfachen. Dabei ist es wichtig, die Bildungskette von Anfang an zu betrachten und 
kontinuierlich fortzuschreiben. Die KiBiz-Revision setzt hier hingegen erneute Fehlanreize. Die 
fortbestehende und für viele Einrichtungen sich verschärfende Unterfinanzierung des Kita-
Systems setzt Anreize, fehlende Geldmittel durch zusätzliche Kinder in größeren Gruppen zu 
refinanzieren. Das ist eine Fehlsteuerung zu Lasten der Kinder und der Beschäftigten in Kita 
und Kindertagespflege. Der wirtschaftliche Anreiz zur Überbelegung von Gruppen in Kitas wird 
sich auch auf das System der Kindertagespflege auswirken und dies weiter destabilisieren. 
 
II. Feststellungsteil 
 
Der Landtag stellt fest:  
 

• Die Pläne von CDU und Grünen für eine KiBiz-Revision machen das System der früh-
kindlichen Bildung instabiler und weniger verlässlich. 

• Unterschiedliche Personen und Qualifikationsstandards in Randzeiten hemmen stabile 
und verlässliche Bindungen für Kinder und Eltern. Meldewege für den Kinderschutz wer-
den dadurch erschwert. Größere Gruppen von bis zu 29 Kindern forcieren die Problem-
lagen. 

• Größere Gruppen und weniger Unterstützungskräfte für die Mehrheit der Kitas werden 
den Stress für Kinder und Beschäftigte erhöhen. Die Krankheitsanfälligkeit steigt. Der 
Kita-Alltag wird dadurch instabiler. 

• Auf CDU und Grüne ist kein Verlass. Sie haben ihr Versprechen an die Familien gebro-
chen. Statt eines dritten beitragsfreien Jahres verkaufen sie jetzt differenzierte Stunden-
buchungen als Entlastung für Eltern. Nicht der Bedarf des Kindes, sondern die finanzielle 
Leistungsfähigkeit der Familie wird so in den Mittelpunkt gestellt. 

• Der Gebührendruck wird relevanter für die Buchungszeiten. Statt Stabilität und Verläss-
lichkeit werden Teilhabechancen für Kinder immer mehr zur Glückssache, die vor allen 
Dingen von der Postleitzahl abhängt. Gleiches gilt für die Planungssicherheit der Träger. 

• Die Kindertagespflege wird durch das Reformvorgaben nicht stabilisiert. Die Landesför-
derung sinkt zum kommenden Kita-Jahr ohne finanziellen Ausgleich. Ökonomische 
Fehlanreize zu Überbelegungen im Kita-Bereich werden den wirtschaftlichen Druck auf 
die Kindertagespflege weiter erhöhen. 

 
III. Forderungsteil 
 
▪ Der Landtag lehnt die vorgelegte Reform des Kinderbildungsgesetzes (KiBiz) ab, weil 

sie das Versprechen von Stabilität und Verlässlichkeit nicht einhält, die Qualität in den 
Kitas reduziert, die Beschäftigten belastet, auf eine Stärkung der Kindertagespflege ver-
zichtet und somit das KiBiz zum „Schlechte-Kita-Gesetz“ für Kinder und Familien macht.  

 
Der Landtag fordert die Landesregierung auf, 
 

• einen neuen Gesetzentwurf vorzulegen, der auf die Einführung von Kern- und Randzei-
ten mit unterschiedlichem Personalstandards ebenso wie auf die Ermöglichung noch 
größerer Kita-Gruppen verzichtet. 

• vor dem Hintergrund des demographischen Wandels eine einrichtungsbasierte So-
ckelfinanzierung zu etablieren, die Sach- und Personalkosten adäquat abbildet und 
so das Kita-System dauerhaft stabilisiert. 

• Beschäftigte zu entlasten und sich dabei ein Beispiel an kommunalen Initiativen 
wie in Dormagen oder Velbert zu nehmen. Zur Unterstützung soll auch die Weiter-
entwicklung der Einsatzmöglichkeiten der Flexibilisierungsmittel dienen. 
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• die Stabilität der frühkindlichen Bildung auch in Phasen mit hohem Krankenstand 
zu gewährleisten, indem feste Vertretungspools etabliert werden. Die Springer sol-
len dabei vorzugsweise kommunal beim örtlichen Jugendamt beschäftigt sein und 
einer Stammkita zugeordnet werden. So kann sichergestellt werden, dass die Kin-
der die Person bereits kennen und auch der Springer mit der Einrichtung vertraut 
ist. Auch im Falle von Weiterbildungsmaßnahmen könnte so auch ein geregelter 
Ablauf gewährleistet werden. 

• in allen Kitas weiterhin Unterstützungskräfte vorzuhalten. Dazu muss jede Einrich-
tung eine ausreichende und zweckgebundene Mindestförderung zur Einstellung 
von Kita-Helfern erhalten. Das System muss in einem nächsten Schritt zur zusätz-
lichen Einstellung von Verwaltungs- und profilrelevanten Kräften weiterentwickelt 
werden. Dafür muss die zusätzliche Finanzierung sichergestellt und angehoben 
werden.  

• nicht über den Gebührendruck Eltern zu kürzeren Buchungszeiten animieren zu 
wollen, sondern schrittweise den Weg zur Beitragsfreiheit fortzuführen. Dies soll 
mit der sofortigen Umsetzung des dritten beitragsfreien Kitajahres beginnen, damit 
allein der Bildungs- und Betreuungsbedarf des Kindes und nicht ökonomische An-
reize bestimmend sind. 

• Kita und Kindertagespflege als wichtige stabilisierende Faktoren in der frühkindli-
chen Bildung anzuerkennen. Dies bedeutet auch, dass die beiden Systeme als 
kommunizierende Röhren gesehen werden und wirtschaftliche Fehlanreize, die 
sich zu Lasten des jeweils anderen Systems auswirken, abzubauen. 

• zur Sicherung des Systems und zur Stärkung der weiteren Systeme in der Jugend-
hilfe, die Rechtsansprüche erfüllen müssen, die Bedingungen der Beschäftigten in 
den Kitas zu verbessern. Dies soll unteranderem dadurch geschehen, dass Mög-
lichkeiten geschaffen werden die Ausbildung durch Ausbildungsvergütung und eine 
bessere und vollständige Förderung von PiA-Plätzen zur attraktiveren.  

• die Kindertagespflege durch eine angemessene Landesfinanzierung zu stärken, 
die Fortschreibung der fortlaufenden Geldleistung zu vereinheitlichen und die Kin-
dertagespflegepersonen durch Einführung einer Schlichtungsstelle in ihren Rech-
ten zu stärken, die für eine landesweit einheitliche Auslegung der gesetzlichen Vor-
gaben eintritt.  

 
 
 
Jochen Ott 
Ina Blumenthal 
Dr. Dennis Maelzer  
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